
» » »   Eigentlich sind es vor allem zwei Arten Anlässe, 

mit denen es die parteinahen Stiftungen in die deut-

schen Medien schaffen. Entweder ein verdienter alter 

Politiker löst einen noch älteren, ebenfalls verdienten 

Politiker an der Spitze der Stiftung ab: „Pöttering folgt 

auf Vogel“, „Struck übernimmt von Fuchs“, „Lambs-

dorff übergibt Vorsitz an Gerhardt“. Das ist dann eine 

eher kleine Meldung wert. Oder eine Stiftung hat wie-

der einmal richtig Ärger im Ausland bekommen. Da 

kann sich die Berichterstattung dann auch schon über 

Tage und Wochen hinziehen. Das musste die Friedrich-

Naumann-Stiftung 2009 erleben, als sie Verständnis 

für den Putsch in Honduras äußerte. 30 Volontäre und 

Ex-Stipendiaten der Stiftung warfen ihr vor, sie stehe 

unter dem Einfluss „kleiner Phantom-

grüppchen und Organisationen der extre-

men Rechten in Lateinamerika“ und habe 

den Kontakt zur Realität verloren. Die Stif-

tung erklärte ihr Engagement damit, dass 

der bisherige Präsident Zelaya zu weit 

nach links gerückt sei. Zum Jahreswech-

sel 2011/12 wurde das Büro der Konrad-

Adenauer-Stiftung in Kairo von der ägyp-

tischen Polizei durchsucht – wie auch 

zeitgleich die Büros von 17 anderen Nicht-

regierungsorganisationen in der Stadt. 

Illegalität wurde der Arbeit der Stiftung vorgeworfen, 

und die rigiden Maßnahmen gingen bis zum Ausreise-

verbot für den Leiter des Kairoer Stiftungsbüros.

Die politischen Stiftungen können aber mehr als 

Skandale im Ausland auslösen und verdiente Altpoliti-

ker mit Posten versehen. Sie spielen eine wichtige Rol-

le für die politische Bildung. Hier sei Roman Herzog zi-

tiert, der beschrieben hat, wie diese Stiftungen ihr Ziel 

verwirklichen und warum die Nähe zu Parteien einen 

Sinn ergibt: „Die Erziehung zur Demokratie, das heißt 

nicht nur belehren, sondern vormachen.“

Geschichte der politischen Stiftungen   » » »   Die 

politischen Stiftungen sind Kinder des Nachkriegs-

deutschland – mit einer Ausnahme: Bereits 1925 

nahm die Friedrich-Ebert-Stiftung die Arbeit als politi-

sches Vermächtnis des SPD-Politikers Friedrich Ebert 

auf, des ersten demokratisch gewählten Reichstags-

präsidenten. Die Sozialdemokraten gründeten ihre 

Stiftung 1947 neu, nachdem sie 1933 von den Natio-

nalsozialisten verboten wurde.

1955 gründeten Christdemokraten dann die „Ge-

sellschaft für christlich-demokratische Bildungsar-

beit“, die 1967 den Namen Konrad-Adenauer-Stiftung 

erhielt. Ebenfalls 1967 ging die Stiftung der Schwester-

partei CSU an den Start: Am 11. April 1967 begann die 

Hanns-Seidel-Stiftung, benannt nach dem bayerischen 

Ministerpräsidenten 1957 – 1960, mit ihrer politischen 

Bildungsarbeit.

Dazwischen, 1958, gründeten 16 Mitglieder der FDP 

die Friedrich-Naumann-Stiftung. Sie wussten in Theo-

dor Heuss einen Verbündeten, der zwar als Bundes-

präsident nicht Parteimitglied sein durfte, aber den 

Gründern der Institution die Villa Hammerschmidt für 

die Gründungsveranstaltung zur Verfügung stellte. Die 

Suche nach einem Namenspatron verlief glücklich. 

Der Pastor und Politiker Friedrich Naumann hatte mit 

der FDP nichts zu tun; er starb 1919. Doch er gründete 

„… der Bürger braucht noch  
etwas mehr“
Politische Stiftungen gehören zu den wichtigsten Institutionen der politischen Bildungsarbeit.
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 » Der Untertan zahlt 

Steuern, gehorcht 

und spielt Klavier 

oder Skat, der Bürger 
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mehr.  
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ein Jahr vor seinem Tod die „Staatsbürgerschule“. Und 

somit gebührt wohl Naumann die Ehre für die Idee 

von politischen Institutionen, die aus gehorchenden 

Wählern mündige Bürger machen. Die Stiftung zitiert 

Naumann heute auf ihrer Internetseite: „Wenn wir Re-

publikaner sein wollen, müssen wir ein anderes Bil-

dungsideal haben als bisher. Vom Untertanen verlangt 

man keine Staatskenntnisse, aber vom Bürger. Der Un-

tertan zahlt Steuern, gehorcht und spielt Klavier oder 

Skat, der Bürger braucht noch etwas mehr.“

In den 1980er-Jahren gründeten die Grünen meh-

rere parteinahe Stiftungen, u. a. die Heinrich-Böll-

Stiftung 1987 in Köln, „BUNTSTIFT e. V. – Föderation 

der grün-nahen Landesstiftungen und Bildungswerke“ 

1988 in Göttingen und die Frauen-Anstiftung e. V. 1987 

in Hamburg. 1988 formten sich die drei Institutionen 

zu der Dachorganisation „Stiftungsverband Regen-

bogen e. V.“, der über viele Jahre als die parteinahe 

Stiftung der Grünen galt und aus der 1997 die heuti-

ge Heinrich-Böll-Stiftung hervorging. Die Rosa-Luxem-

burg-Stiftung der Linken ging 1990 aus dem Verein 

„Gesellschaftsanalyse und politische Bildung“ hervor. 

Dem demokratischen Pluralismus  

verpflichtet   » » »   Heute arbeiten die politischen Stif-

tungen mit unterschiedlichen Themenschwerpunkten, 

wenn auch die politische Bildung zentraler Punkt der 

Inhalte ist. Wo es aber um die Rechte und Möglich-

keiten der parteinahen Stiftungen und um ein Selbst-

verständnis geht, engagieren sie sich gemeinsam. In 

einem Positionspapier über die Bildungsarbeit der 

politischen Stiftungen in Deutschland haben die sechs 

Stiftungen der im Bundestag vertretenen Parteien im 

Sommer 2011 ihr Selbstverständnis zur politischen 

Bildungsarbeit aktuell formuliert. Hierin grenzen sich 

die sechs Institutionen gegenüber anderen Akteuren 

damit ab, dass sie nicht wertneutral, sondern dem de-

mokratischen Pluralismus verpflichtet sind. Die Kon-

kurrenz ihrer Bildungsangebote zeigt gleichzeitig das 

Wetteifern der Parteien um die jeweils besten Denkan-

sätze und Lösungen für das Gemeinwohl. So erklären 

die Stiftungen durch ihre Bildungsarbeit, dass Demo-

kratie und Parteien zusammengehören.

Geht es nicht nur um den Bildungsauftrag, sondern 

um das Verständnis der Arbeit allgemein, verweisen 

die Parteistiftungen auf eine Erklärung aus dem Jahr 

1998. Damals formulierten die Stiftungen – noch ohne 

Rosa-Luxemburg-Stiftung –, sie wollten „zur Gestal-
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tung der Zukunft unseres Gemeinwesens beitragen“. 

Das klingt noch relativ allgemein, doch die Stiftungen 

nennen sehr konkrete Punkte ihrer Arbeit: Sie wollen 

politisches Engagement fördern und zur Beschäftigung 

mit politischen Fragen anregen. Sie stehen für Dia-

log und Wissenstransfer zwischen Politik, Staat, Wirt-

schaft und Wissenschaft. Sie stellen Begabtenstipen-

dien bereit. Sie unterstützen Kunst und Kultur durch 

Veranstaltungen und den Erhalt von Kunstwerken. Sie 

stärken den europäischen Einigungsprozess durch in-

ternationale Begegnungen. Schließlich leisten sie ent-

wicklungspolitische Hilfestellung beim Aufbau von de-

mokratischen Strukturen in anderen Ländern.

Abgrenzung und Schwerpunkte    » » »   Im Laufe der 

Zeit versuchten die Stiftungen, sich noch in besonde-

rer Weise voneinander abzugrenzen und die Inhalte 

ihrer Arbeit deutlicher herauszustellen. So gab sich 

die FDP-nahe Stiftung den Zusatz „für die Freiheit“ 

und ließ diesen Zusatz den Namen dominieren. Die 

Rosa-Luxemburg-Stiftung hat den Zusatz 

„Gesellschaftsanalyse und politische 

Bildung“ beibehalten – aus dem gleich-

namigen Verein war sie hervorgegangen. 

Auch in den Schwerpunkten ihrer Arbeit 

grenzen sich die Stiftungen voneinander 

ab. So will die Friedrich-Ebert-Stiftung 

den Dialog zwischen Gewerkschaften und 

Politik stärken und „Globalisierung sozial 

gestalten“, während sich die Heinrich-

Böll-Stiftung „für die Gleichberechtigung 

kultureller und ethnischer Minderheiten 

und für die soziale wie politische Partizi-

pation von Immigranten“ einsetzt. Bei der 

Hanns-Seidel-Stiftung ist die demokrati-

sche und staatsbürgerliche Bildung des 

deutschen Volkes noch um den Zusatz 

„auf christlicher Grundlage“ ergänzt.

Diese unterschiedlichen Schwerpunk-

te kommen in der konkreten Arbeit mal 

mehr, mal weniger stark zum Tragen. Alle 

parteinahen Stiftungen vergeben Stipendien. Eine 

Pflicht zur Parteizugehörigkeit besteht nicht, doch die 

Bewerber sollen in ihrer Grundhaltung nach Möglich-

keit der politischen Grundlinie der Mutterpartei zu-

mindest nicht ganz abgeneigt sein. Ebenfalls alle bie-

ten Seminare an, zum Teil zu gleichen Themen. Wenn 

den Teilnehmern im Kloster Banz bei „Kommunikation 

im Konflikt – stressfrei argumentieren“ von der Hanns-

Seidel-Stiftung geholfen wird, handelt es sich nicht 

um andere Kommunikation als bei ähnlichen Work-

shops der Friedrich-Naumann-Stiftung. Aber die Stoß-

richtung des Argumentierens, die inhaltlichen The-

menbeispiele dürften andere sein – und nicht zuletzt 

natürlich auch das Personal, das hier jeweils schult. 

Zuweilen beweisen die Parteistiftungen bei der Förde-

rung des politischen Nachwuchses übrigens auch eine 

besonders gute Nase: Zu den ersten Stipendiaten der 

in der Bundesrepublik wiedergegründeten Friedrich-

Ebert-Stiftung gehörte z.B. auch ein gewisser Helmut 

Schmidt …

Rechtsform   » » »   Doch Stiftungen im eigentlichen 

Sinne sind die politiknahen Stiftungen nicht. Von den 

sechs parteinahen Bildungsinstitutionen ist lediglich 

die Friedrich-Naumann-Stiftung als rechtsfähige Stif-

tung bürgerlichen Rechts organisiert. Die anderen ha-

ben die Rechtsform „eingetragener Verein“. Sie haben 

Mitglieder – wenn auch in begrenzter Form. Bei der 

Konrad-Adenauer-Stiftung etwa ist der Mitgliederkreis 

auf 40 Personen beschränkt, eben um die Rechtsform 

Verein nicht ganz so deutlich zu machen. Den Namen 

„Stiftung“ tragen die parteinahen Organisationen also 

offensichtlich des schönen Klanges wegen und um 

zu verdeutlichen, dass sie nachhaltig etwas bewegen 

wollen.   « « «
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